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Verordnung des Reichspräsidenten.
Berlin , 21. Okt . Der Reichspräsident hat durch Verord¬

nung vom 21. Oktober 1924 den Termin für die Neuwah¬
len zum Reichstag auf Len 7. Dezember festgesetzt.

An das deutsche Volk.
Bcrlin,  21. Okt. Die Reichsregierung wendet sich mit fol¬

gender Kundgebung an das deutsche Volk:
Nach kurzer Zeit steht das deutsche Volk wiederum vor d«r

Ausgabe, einen neuen Reichstag zu wählen . Im alten Reichs¬
tag hatte die Regierung keine feste arbeitsfähige Mehrheit . Ihre
mannigfaltigen ernstesten Bemühungen , eine solche zu schaffen,
führten nicht zum Ziel . Letzten Endes scheiterten sie deshalb,
weil noch dir unter den Nachwirkungen des wirtschaftlichen Zu¬
sammenbruchs getätigte Wahl vom 4. Mai die radikalen Ele¬
mente allzusehr gestärkt und dadurch die ausbauendr Arbeit der
übrigen Parteien außerordentlich erschwert hatte . Das Wohl des
deutschen Volkes fordert , daß dieser Mangel durch Neuwahlen
beseitigt wird . Nachdem der Londoner Palt angenommen und
seine Durchführung bereits eingeleitet ist, muh die unter schweren
Opfern , aber mit sichtbarem Erfolge gesührte Politik d« Re¬
gierung folgerichtig fortgesetzt und für die Zukunft gesichert wer¬
den. Auch der wirtschaftliche Wiederaufbau hat eine ruhige
Fortentwicklung der deutschen Politik nach auhen und im Innern
zur Voraussetzung. Sie ist aber nur dann gesichert, wenn sich alle
am Wiederaufbau beteiligten Parteien entschlossen"ns den Bo¬
den der Verfassung stellen und dies« gegen jeglichen ungesetzlichen
Angriff , gleich von welcher Seite er kommen mag, verteidigen.
In » neuen Reichstag müssen die einigenden Kräfte stärker sein
als die entzweienden. Die radikalen Elemente sollen durch dje
^Neuwahl ansgeschaltet werden. Ist es nicht eine Schande, dah
.der deutsche Reichstag mit polizeilicher Hilfe tagen muh und sich
die Extreme von rechts und links die Hand reichen, um seine
Arbeit zu sabotieren ? Soll das deutsche Volk im Innern weiter
gesnnden, soll nach auhen die neugewonnene Geltung erhalten
und gemehrt werden, so muh die Regierung sich auf eine feste
Mehrheit stützen können. Auch dir Parteizersplitterung der letz¬
ten Wahlen steht dem entgegen. Es dürfen nicht wie am 4. Mai
nahezu 1 Million Stimmen vergeblich abgegeben werden. Nicht
in der Zersplitterung liegt das Heil , sondern im Streben z" m
ganzen und zur Einheit . Möge sich das deutsche Volk von diese«
Gesichtspunkten leiten lassen, wenn es bei der kommenden Wahl
über seine Zukunft entscheidet;

Der Reichskanzler zur Lage.
Berlin , 21. Okt. In einer Unterredung mit dem Vertreter

,,des Wolsfbüros sprach sich der Reichskanzler über seine Be¬
mühungen um eine Erweiterung der Reichsregierung zwecks Her¬
stellung einer sicheren Mehrheit im Reichstag aus . Er führte
dabei aus , wie nach den bekannten Vereinbarungen zwischen den
Vertretern der Regierungsparteien und Deutschnationalen gele¬
gentlich der Abstimmung über die Dawcsgesetze die Frage der
Regierungserweiterung dringend geworden war , habe er ge¬
glaubt , diese am besten und innen - und außenpolitisch am erträg¬
lichsten durch di« Einbeziehung der Sozialdemokraten und
Deutschnationalen bewerkstelligen zu sollen. Trotz weitgehender
sachlicher Ilebereinstimmung dieser beiden Parteien hinsichtlich
der Ilebernahme der innen - und außenpolitisch aus den Lon¬
doner Abmachungen und Dawcsgesetze,i sich ergebenden Konse¬
quenzen sei es ihm leider nicht möglich gewesen, den Gedanken
der Volksgemeinschaft zu verwirklichen, weil von deutschnatio¬
naler Seite über die vom Kanzler ausgestellten Richtlinien hin¬
aus Forderungen erhoben wurden, die von de« Sozialdemokraten
als nicht vereinbar mit der von ihm erstrebten Volksgemeinschaft
erachtet wurden. Obwohl dem Kanzler der Zeitpunkt zur Rc-
gieruugserweiterung nach rechts als verfrüht erschien, habe er
angesichts der durch den Beschluß der deutschen Volkspartci ge¬
schaffenen Unmöglichkeit des Fortbestandes der jetzigen Regie¬
rung «koalition ernsthaft den Versuch unternommen , durch die
Einbeziehung der Dentschnationalen in die Regierung eine sichere
Basis für die Regierung zu schaffen.

Voraussetzung dieses Versuches wäre gewesen, einmal die
Schaffung von Sicherheiten dafür , datz insbeisondcre di« bislang
verfolgte Außenpolitik sortgeführt würde, zum anderen die Schaf-
jfnng einer verläßlichen Reichstag - Mehrheit. Dazu hätten di«
Deutsch-Demokraten in der Koalition verbleiben und außerdem
alle Stimmen innerbalb der nach rechts erweiterten Koalition

der Regierung sicher sein muffen. Die Deutsch-Demokraten teil¬
ten jedoch in wiederholten Beschlüssenmit, datz sie einer einsei¬
tigen Erweiterung der Regierungskoalition nach rechts nicht zu¬
stimmen könnten und machten ihr Verbleiben in der Regierung
davon abhängig , datz die Einbeziehung der Dentschnationalen-
unterbleibe . Bei dieser Sachlage war der Hauptgrund für dje
Regierungse , Weiterung, nämlich die Festigung einer Regierungs¬
mehrheit , hinfällig geworden, umsomehr als cs keineswegs sicher
war , daß gerade der Negierung bei den wichtigsten Entscheidun¬
gen restlos alle Stimmen der neuen Koalition zufallen würden.

Der Reichskanzler schloß: „Zn den letzten Tagen verstärkte sich
insbesondere der Eindruck, daß die dcutschnationalcn Stimme»
nur dann sür die Regierung sicher sein würden, wenn die Deutsch-
nationalen auch durch Männer in der Regierung vertreten wä¬
ren, die gegen Dje Dawesgefttze stimmten und Vertrauensmän¬
ner des rechten Flügels der deutschnaiionalen Partei sind. Die
Erkenntnis wurde daher immer stärker, daß die Bildung einer
sicheren Regierungsmehrheit nicht möglich war ." So habe er im
Reichskabinett übereinstimmende Billigung sür einen Entschluß
gefunden, dem Reichspräsidenten den Antrag auf die Auflösung
des Reichstages zu unterbreiten . Das deutsche Volk sei nun er¬
neut vor die ernste Entscheidung gestellt, einen Reichstag zu
wählen , der die schweren Aufgaben der kommenden Monate lösen
und Deutschland im Auslände das wieder erworbene Vertrauen
erhalren könne. Er hoffe, datz der Wahlkampf nicht von klein¬
lichen Parteizänkereien beherrscht lein werde. Die Schuld an
dem Wirrwarr liege daran , daß d, . Nachwahlen im Reichstag
Zustände schufen, die ein ersprießliches Arbeiten unmöglich mach¬
ten. Von der neuen Entscheidung des deutschen Volkes werde es
abhängcn , ob die Politik der Reichsregierung , die Deutschland
im letzten Jahr trotz allem vorangebracht hat , zukünftig gesichert
sein werde.

Der Auftakt zum Wahlkampf.
Die Kundgebungen der Parteien.

Berlin , 21. Okt. Diedcutschnationalc Retchstagsfraktion
betont in einer Kundgebung zum beginnenden Wahlkampf,
datz die deutschnationale Partei nach wie vor monarchisch,
völkisch, christlich und sozial bleibe u. ihre Ziele , die Reini¬
gung des politischen Lebens vom Novembergeist und vom
Erfüllungsgeist seien. Die unaufschiebbaren Aufgaben der
Aufwertung , Beamtcngesetzgebniig . Neuordnung der Han¬
delsbeziehungen zum Ausland und des Schutzes der natio¬
nalen Wirtschaft mutzten in den letzten Wochen zurückstehen.
Das neue Parlament werde die Aufgabe haben, einen solch
unfähigen Parlamentarismus zu überwinden . Eine Re¬
gierung sei nur möglich ohne Sozialdemokratie isn!d ein
Aufstieg nur im Kampfe gegen die Sozialdemokratie . Die
Volksgemeinschaft könne nur im Kampfe gegen die Auf¬
fassung der Sozialdemokratie durchgesetzt werden.

Die Verhandlungsführer der Deutschen Volkspartei im
Reichstage veröffentlichten eine Erklärung , worin betont
wird , datz die Deutsche Polkspartei seit Jahresfrist für die
Bildung einer tragfähigen Mehrheitsregierung aus den
staatsbejahenden bürgerlichen Parteien kämpfe. Die Mit¬
übernahme der Negierungsverantwortung durch die deutsch¬
nationale Volkspartei und die Bindung ihrer politischen,
sozialen und wirtschaftlichen Kräfte seien Garantien für
eine im europäischen Interesse erforderliche Stetigkeit der
deutschen Außenpolitik . Jnnerpolitisch sei die Ablehnung
der Deutschnationalen Volkspartei ein Ausfluh des K/rssen-
kampfgedankens und eine Folge mißverstandenen Repu-
blikanertums.

Die Zentrumsfraktion des Reichstags erläht folgende
Kundgebung : Der Reichstag und der preußische Landtag
sind aufgelöst . Ein bedeutsamer Wahlkampf steht bevor.
Die Zentrumspartei hat ihn nicht gesucht, sie steht ihm
jedoch in der Ueberzeugung von der Richtigkeit und der
vaterländischen Notwendigkeit ihrer Politik und im Ver¬
trauen aus die bewährte Treue ihrer Wähler mit unbeirr¬
barer Zuversicht entgegen . Am 27. und 28. 10. tagt der
Reichsparteitag . Seine vornehmste Ausgabe wird es sein,
die große Linie für den kommenden Wahlkampf zu ziehen.
Deshalb keine vorzeitigen Kundgebungen Einzelner ! In
unseren Reihen möge man die Beschlüsse des Parteitages
abwarten . -- > ^

Neueste Nachrichten.
Die Reichstaüerrahlen sind aus den 7. Dezember angefttzt w: rd-n.*

Die Parteien haben bereits begonnen, Kundgebungen zu den
Neuwahlen zu erlassen.

*

Die Berliner Presse nimmt zu der Neichctagiauflösung durchweg
in zustimmendlm Sinne Stellung und bereitet auf einen m>t
großer Schärfe geführten Wahlkampf vor.

*

In der dcutschnationerlcn Presse kommt der Wunsch nach einer
Einheitsfront zwischen Tcutschnationalen und Deutscher Volks,
Partei zum Ausdruck.

De» württeinbcrgijche Landtag hat gestern seine Sitzungen wird «,
ausgenommen und mit der Rede des Finanzministers dir
Etatsdebatte begonnen.

Die demokratische Neichstagsfraktion erließ eine Kund¬
gebung . worin gesagt wird , datz die Deutsche Volkspartei
allein dafür verantwortlich sei, daß jetzt der Ausbau des
Reichs und der Wirtschaft durch Neuwahlen gestört werde.
Die Kundgebung schließt: Wir känjpfen dagegen , datz die
Nation durch innerpolitische Kämpfe zerrissen oder ge¬
schwächt wird , sür das Reich, für die Republik , für Rhein¬
land und die besetzten Gebiete , für die wahre Volksgemein¬
schaft und für ein freies Deutschland unter freien Völkern
Europas.

Dr . Stresemmm zu den Neuwahlen.
Berlin » 21. Okt. Reichsminister Dr . Streseinann er¬

klärte einem Mitarbeiter des „8-Uhr-Abendblattes " zu den
kommenden Reichstagswahlen : Was bleiben mutz als Kri¬
stallisationspunkt sür die künftige Kabinettsbildung ist
eine verstärkte Mitte . Dazu ist aber auch nowendig , datz
die Parteien , die sich auf den Boden dieser Anschauungen
stellen, sich auch zu dieser Politik der Mitte bekennen und
keine Neigung zu links oder rechts haben . Nur auf diese
Weise läßt sich die deutsche Politik ausbalanzieren und läßt
sich die Möglichkeit schassen, zu einer tragsähigen Mehrheit
zu kommen, die sowohl nach innen wie nach auhen auch den
Anschein vermeidet , als wenn wir auf eine reaktionäre
Politik in Deutschland zusteuern würden . Stresemann
glaubt übrigens , datz die Extreme rechts und links bei Len
Wahlen eine schwere Niederlage erleiden würden . — Auch
der Vorsitzende der Deutsch-Demokratischen Partei , Koch,
setzt sich in einer vom „Börsenkurier " veröffentlichten Er¬
klärung für die Fortsetzung der bisherigen Politik der
Mitte ein und sagt : Ich denke, das deutsche Volk wird sei¬
nen Fehler vom Frühjahr nicht wiederholen . Wir wollen
keine Spaltung des Volkssinnes in Links - und Rechts¬
parteien . Unsere Politik ist und bleibt die Politik der
Mitte . _

Wiederherstellung der deutschen Wirtschastshohett
im besetzten Gebiet.

Koblenz,  21. Okt. Die Rheinlandkcmmission gibt bekannt:
Die alliierten und dje deutschen Delegierten haben ein allge¬
meines Kompromiß unterzeichnet, das die Mehrzahl der schwe¬
benden Fragen regelt und vje bestehenden Kaufverträge , die
vom leitenden Fachausschuß abgeschlossenwurden , berücksichtigt,
um die Rechte der Käufer zu wahren . Andererseits sind Sonder,
bestinnnungrn zu Gunsten des ausländischen Handels vorgesehen,
um die llcbergänge zu mildern . Schließlich haben dj, deutschen
Behörden in formeller Weise anerkannt , daß Waren aller Art»
die in regelrechter Weise unter dem alliierten Regime eiugeführt
wurden , frei und ohne eine vorher eingeholte Genehmigung Mi¬
schen dem besetzten und den, unbesetzten Gebiet zirkulieren kön¬
nen. Die Rheinlandkommission ließ zu, daß die deutschen Zoll«,
Außenhandels - und Forstdienststellen schon heute ihre regelrecht««
Befugnisse wicdcraufnehmen können. Sie erließ gestern eine Ver¬
ordnung , wonach mit der Aufhebung der französisch-belgischen
Regie mit d«m 28. 1V. alle seit dem 11. 1. 192S zur Ausbeutung
der Pfänder geschaffenen D' enstzweige ausgehobrn und ebenfalls
alle Gruben , Kokereien und andere Industrie -, land - und forst¬
wirtschaftlichen, sowie Schifsahrtsunternehmungen ihren Besitzern
zurückgcgeben werde«. Die Verordnung tritt sofort in Kraft!
Eine Verordnung ähnliche» Inhalts wurde von dem Oberkom-
ma«diert «den der Nheinarmee für das Ruhrgebiet und de»
Brückenkopf von Düsieldors erlassen.



Die Wirren im fernen Osten.
Die Kämpfe in China find Nachläufer des Weltkrieges . Auch

ohne die Feststellung des „Times "-Korrespmtdent«n in Peking
Wußte man , daß Japan und Frankreich die aufsässigen chinesischen
Gouverneure gegen die offizielle Regierung unterstützen. Immer¬
hin entbehrt es nicht eines gewissen Reizes zu erfahren , dag kein
Dampfer von Marseille nach dem fernen Osten abgeht , ohne
Kriegsmaterial für den mandschurischenMarschall Tschawg-Tso-
Lin mitzunehmen. Im einzelnen sollen Flugzeuge und Maschi¬
nengewehre festgestellt worden sein.

Der chinesische Bürgerkrieg ist im Grunde eine Auseinander¬
setzung zwischen den am pazifistischen Ozean interessierten Mäch¬
ten . Japan  kämpft den großen Kampf gegen die angelsächsische
Macht und zwar gegen das ungastliche Amerika und gegen die
gleichfalls der japanischen Einwanderung sehr abholden britischen
Dominions Australien und Neuseeland. Frankreich,  das sich
seit Beendigung des Weltkrieges in einem sich ständig verschär¬
fenden Gegensatz zu England befindet, ist hierbei der eigentliche
Bundesgenosse Japans . Es ist anzunehmen , daß Herriot nichts
von den Kriegsmaterialtransporten weiß, die sich ein paar hun¬
dert Kilometer südlich Paris von Marseille ablaufend zu voll¬

ziehen scheinen. Weiß aber der französische Kahinettchef von der
militärischen Unterstützung, die die aufständischen Generäle unter
der Trikolore geleistet erhalten , jo ist ein wohlwollendes Still¬
schweigen mit seiner Genfer Rede von Anfang September auf
keine Weise in Einklang zu bringen.

Die Anhänger der Sowjetregierung und die von ihr instruier¬
ten kommunistischen Blätter schreien Zeter und Mordio über die
imperialistischen Jntriguen , die sich im fernen und nahen Osten
abspielcn . Wenn man den Berichten der kaukasischen Sowjetbe¬
hörden Glauben schenken darf , so war der jüngste Aufstand der
Menschewiken in Georgien ein Werk Macdonalds , also des Man¬
nes, dem die Idee des Weltfriedens angeblich besonders nahe
am Herzen liegt . Auch die sonstigen weißgardistischen Komplotte,
die sich in Sowjetrußland ereignet haben, werden bekanntlich den
kapitalistischen Westmächten zur Last gelegt.

Obwohl es sich bei diesen Revolutionen und auch bei dem chi¬
nesischen Bürgerkrieg um verhältnismäßig wenig blutige Aus¬
einandersetzungen handelt , zeigt sich doch, daß die durch den Welt¬
krieg keineswegs überbrückten Gegensätze zwischen den großen
Weltvölkern den Ausschlag geben wollen. Vor 111 Jahren wurde
vor den Toren Leipzigs die Völkerschlacht einer ganzen Reihe
europäischer Völker gegen Napoleon geschlagen. Der vaterlän¬
dische Krieg gegen den Welteroberer wurde damals mindestens
angeregt und finanziert durch das in seiner Weltstellung bedrohte
England . Auch im Weltkrieg von 1914—18 spielte die Besorgnis
Englands , in seiner weltwirtschaftlichen Geltung herabgesetzt zu
werden, eine große Rolle . Ueber die Kriegsabsichten Petersbur - c
ger und Pariser Staatsmänner sind wir ja dank der Schreib¬
freudigkeit und dank dem politischen Fanatismus der heutigen
Sowjetmachthaber recht gut unterrichtet . Weniger deutlich ist
die Rolle , die England  bei der Anzettelung des Weltkrieges
gespielt hat . Das deutsche Volksempfinden in den ersten Kriegs-
monaten , welches das Wort prägte „Gott strafe England ", hat
zweifellos grundsätzlich das richtige getroffen, wenn es annahm,
daß England durch seine wirtschaftspolitische Eifersucht gegen¬
über dem Deutschen Reiche veranlaßt wordn ist, die Pläne der
französischen und russischen Kriegshetzer zu unterstützen. In der
Aera der jetzt gestürzten britischen Arbeiterregierung muß man
eine Art Reaktion gegen die bisher geübte brutale imperialisti¬
sche Politik Großbritanniens erblicken. Weim die englischen Kon¬
servativen und Liberalen dem Pazifisten Macdonald immerhin
doch beinahe dreiviertel Jahr das Regieren ermöglicht haben , so
ist das vielleicht dadurch zu erklären , daß die beiden klassischen
in der Tradition des britischen Weltreiches wirkenden Parteien
in der Welt den Eindruck verwischen wollten , den das Verhalten
Englands vor, in und nach dem Kriege gemacht hat . Man hat
in den Völkerschlachten, die zwar nicht mit dem Blute , wohl aber
mit dem Eelde der Weltoölker geführt werden, eine Art Trai¬
ning für künftige schärfere Auseinandersetzungen zu erblicken. Im
fernen Osten suchen sich die großen Staaten gegenseitig aus
Machtpositionen herauszumanövrieren . Da die Meinung , welche
die Welt von dem Stande der Dinge im fernen Osten hat , fast

Platanenallee Nr . 14
Roman von Dr . P . Meißner.

37. Fortsetzung. (Alle Rechte Vorbehalten.) Nachdruck verboten.
Jetzt stand der Oeffnung des Pakets kein Hindernis

mehr im Wege. Vorsichtig wurde das ziemlich dicke Pack¬
papier auseinander gefaltet , damit ja die vorhandenen
Knicke bestehen blieben, sonst hätte das Schließen später
Schwierigkeiten gemacht.

Die nächste Umhüllung war eine Nummer der Berliner
Nachrichten vom 1. Mai 1903, Morgenblatt , dann kam der
Inhalt:

Ein recht schmutziges und schlecht gehaltenes Dienstbuch,
ein Militärpaß , zwei voll geklebte Jnvalidenkarten , ein
Sparkassenbuch auf die Sparkasse in Chemnitz lautend mit
ausgeglichenem Konto und als letztes ein mit ungestempel¬
ten Marken versehener, fünfmal versiegelter, aber ' an der
Schmalseite ziemlich unregelmäßig aufgerissener Briefum¬
schlag mit folgender Aufschrift:

Inliegend Mk. 500.—
August Ribbentrop,

Eymnasialprosessor in Zwickau.
„Na, Braun , was sagen Sie dazu? Die Katze läßt das

Mausen nicht."
„Es ist toll."
Helmstedt zog vorsichtig den Inhalt des Kuverts her¬

aus . Es waren vier Hundertmarkschein« und ein kurzes
«Met . .

ebenso wichtig ist wie die Entscheidung selbst, so weiden von den
beteiligten Staaten die widersprechendstenMeldungen in Umlauf
gebracht. Es ist daher unmöglich, sich ein klares Bild von der je¬
weiligen Kampftage und von den endgültigen . Erfolgaussichten
zu machen. Auch das angeblich jedem imperialistichen Krieg ab¬
geneigte Sowjetrußland  verfolgt mit seiner Parole „China
den Chinesen" machtpolitische Zwecke. Es weiß genau, daß ein
geeinigtes sich seiner Nationalität bewußtes chinesisches Volk für
die Dauer keine Vormundschaft an der Westküste des pazifistischen
Ozeans dulden wird . Wenn dann sowohl Japan wie Frankreich,
Amerika und England vom chinesischen Territorium weggefegt
sein werden, hat Sowjetrußland freie Hand, um seine weltrevo-
lutionüren Ideen in die empfänglichen Gemüter der Chinesen
hineinzuträufeln . So läuft die Politik aller im fernen Osten
interessierten Staaten auf die Entfachung von Völkerschlachten
hinaus , sei es eine Schlacht der einzelnen Völker gegeneinander
oder Schlachten der einzelnen Volksteile untereinander.

Aus Stadt und Land.
Calw, den 22. Oktober 1924.

Persönliches.
Dem Unterlehrcr Kurt Zippel  in Gechingen wurde eine

Lehrstelle an de: evg. Volksschule in Steinrnlrvnn . AOA. Stutt¬
gart übertragen.

Vollmiete für Oktober.

Man schreibt uns : Das Monatsende naht und in vielen Fa-
' niilien erheb! sich die Frage , wie ma^ sich zur Vollmiete stellen

soll, die das Würti . Ministerium des Innern durch Erlaß vom
26. 9. ds. Is . vorgeschriebcn hat . Sie gilt in Stuttgart für
Wohnungen niit einer Friedensmiete von 1766 aufwärts : in
Illm , Heilbronn , Eßlingen , Ludwigsburg und Reutlingen bilden
1266 die Grenze, in den übrigen mittleren Städten 1660 ,ll,
in Gemeinden von 4660—10 000 Einwohnern 806 »<t, in den son¬
stigen Gemeinden 606 .<t. Es kommen nun namentlich aus den
mittleren Städten schwere Klagen, daß diese Vollmiete nicht zu
erschwingen sei. Denn die Betroffenen sind nur in wenigen Fäl¬
len reiche Leute, meistens verarmter Mittelstand , der keine bil¬
ligere Wohnung finden kann, hauptsächlich auch kinderreiche Fa¬
milien . Solche Notrufe erhoben sich schon damals , als auf 1.
April ds . Is . das Ministerium die Friedensmieten von 2666
auf 166 Prozent steigerte. Das Ministerium sah sich dadurch ver¬
anlaßt . unterm 14. April die Verfügung dahin abzuschwächen:
wenn die Einkommensverhältnisse des Mieters es rechtfertigen,
kann er verlangen , daß der Vermieter die Vollmiete auf den
allgemeinen Satz (damals 66 Proz ., jetzt 76 Proz .j ermäßigt : im
Streitfall soll das Mieleinigungsamt entscheiden. Daß diese
Ausnahme auch heute noch gilt und zwar auch für diejenigen,
die erst seit Oktober in die Klasse der Vollmieter eingeriickt sind,
ergibt sich aus dem Zusammenhalt der 3 Erlasse, ist aber leider
in weiten Kreisen der Nrubrdrossenen unbekannt . Es kann den
Parteien auch nicht zugemutet werden, die früheren Erlasse, die
sie nichts angingen , im Gedächtnis zu haben . Dayer wäre es sehr
erwünscht gewesen, wenn die Ausnahmebestimmung im neuesten
Erlaß erwähnt und damit viel Beunruhigung , Aerger uno Streit
erspart worden wäre . Der neue Erlaß bedeutet zweifellos eine
große Härte für alle Mieter , deren Einkommen die Friedens¬
bezüge noch nicht erreicht hat , da ja auch die sonstigen Lebens¬
haltungskosten über dem Friedensstand liegen . Die Unzufrieden¬
heit der Hausbesitzer bleibt ebenfalls bestehen, da ihre Mehrein¬
nahmen weggesteuert werden. Württemberg marschiert hier
wieder im Reich voran . Einer Menge von Beamten wird zu¬
gemutet , entweder mit ihrem beschnittenen Gehalt die Vollmiete
zu leisten oder an den Hausbesitzer unter Darlegung ihres Ein¬
kommens mit der Bitte um Ermäßigung heranzutreten und sich
womöglich noch vor dem Mieteinigungsamt herumzustreiten . Nur
dann könnten sich diese Kreise mit dem neuen Erlaß abfiuden,
wenn sie darin ein Anzeichen erblicken könnten, daß sich die Re¬
gierungen alsbald entschließen werden, die vollen Friedensbe-
soldungen wiederherzustellen. Den Boa-mteuvertretungen wäre
zu empfehlen, der württ . Regierung einen Vorstoß in dieser Rich¬
tung nahe zu legen.

„Vier ? Es steht doch aber fünfhundert aus der Brief¬
hülle, Herr Doktor."

„Na , hundert Mark wird sich Ihr „Freund " gleich be¬
halten haben."

„Dieser Halunke hat entweder den Brief zu besorgen
bekommen und als sein Herr tot war , ihn einfach nicht
abgeschickt, oder hat ihn vom Schreibtisch des Ermordeten
entwendet ."

»Ich glaube, Herr Doktor, das letztere war der Fall,
denn am dreißigsten April abends , der Brief ist doch offen¬
bar nach der Unterhaltung von Neffe und Onkel geschrie¬
ben, konnte er den Brief ja nicht mehr zur Post geben und
am Morgen des ersten Mai konnte ihn Ribbentrop nicht
mehr aushändigen , weil er tot war ."

„Na, so sicher ist das nicht, lieber Braun , aber das
biirige ich schon heraus . Jedenfalls hätten wir den säubern
Herrn jetzt in der Hand."

„Ja , wir könnten ihn sofort daraufhin verhaften
lassen."

„Das könnten wir schon, aber ich glaube, das wäre
sehr dumm. Vor allem wollen wir aber das Paket wieder
schließen."

Helmstedt sah noch schnell den übrigen Inhalt durch,
aber er war ohne Belang.

„Wissen Sie , Braun , Brief und Hülle möchte ich schnell
noch photographieren , besser ist besser."

Schnell waren die nötigen Vorbereitungen getroffen,
der Apparat eingestellt, di« Projektionslampe warf ihr

Wer be-Spor t-Ab end des Radfahrer verein Cälw.
Am letzten Samstag fand im großen Saal des „Bad.

Hof" ein Werbesportabend des hiesigen Radfahrervereins
unter Mitwirkung des Radfahrervereins Wanderer -Stutt-
gart e. V. 1901 statt . Der Vorsitzende des Vereins , Zoll-
sekretär Veigel.  konnte in seiner Begrüßungsansprache
eine sehr große Besucherzahl willkommen heißen, was im
Interesse des Vereins sehr erfreulich war . Er entwarf ein
Bild von der bisherigen Geschichte des Radfahrsportes in
unserer Stadt , wobei er an die Gründung des ersten Rad¬
fahrervereins im Jahre 1897 und sein unrühmliches Ende
erinnerte . Worte treuen Gedenkens widmete er dem ver¬
storbenen Vereinsmitglied Walz, zu dessen Ehren sich die
Erschienenen von den Sitzen erhoben. Dann wurde das
reichhaltige Programm des Abends mit einem Sechser-
Flaggenreigen eröffnet, der von Mitgliedern des Radfah-
reroereins Wanderer -Stuttgart sehr geschickt und kunstvoll
ausgeführt wurde. Dieser Vorführung folgte ein Vortrag
des Geschäftsführers Schäfer,  Gau Stuttgart des B . d.R.
über Zweck und Ziele des „Bundes deutscher Radfahrer"
in welchem der Vortragende mancherlei belehrende Auf¬
schlüsse über die Einrichtungen in diesem Bund gab. Großen
Beifall erntete ein Zweier -Damenkunstfahren , wobei man
erstaunliche Leistungen bewundern konnte. Unter der räum¬
lichen Beschränktheit der Bühne , die für solche Kunstiibun-
gen nicht die ausreichende Tiefe besitzt, litt leider der Sech-
ser-Damcnreiaen etwas . Loch sah man auch hier , daß wohl-
geschulte Kräfte am Werk waren . Von origineller Wirkung
war die Vorführung eines Radballspieles , einer neuen
Sportart , welchem die Zuschauer mit großem Interesse folg¬
ten. Der zweite Teil des Programms brachte ein Tylophon-
Solo , sowie ein Rollschuhpaarkunstlaufen: beide Leistungen
wurden mit nicht endenwollendem Beifall belohnt.
Ebenso erregte der humorvolle Sechser-Schusterjungen-
reigcn großen Jubel . Der Glanzpunkt des Abends war das
Zweier -Jugendkunstfahren , das mit hervorragendem
'schneid gefahren wurde, eine Leistung, zu welcher man die
jugendlichen Radfahrakrobaten nur beglückwünschen kann.
Ein Trompetensolo, von Herrn Bathge gut zum Vortrag
gebracht, beschloß das vorzüglich gewählte Programm.
Nachdem noch die Verlosung eines Damen - und eines Her¬
renfahrrads vvrgcnommen worden war und die glücklichen
Gewinner sestgestellt waren , fand eine Tanzunterhaltung
im kleinen Saal statt . Der wohlgelungene Werbeabend
führte dem jungen Verein 10 neue Mitglieder zu, gewiß
ein schöner Erfolg.

Wie hoch ist der Finderlohn?
Heber diese Frage sind vielfach irrtümliche Meinungen

im Umlauf . Der Finderlohn beträgt von dem Werte einer
Sache bis zu 300 Mark 5 v. H., von dein Mehrwert 1 v. H.,
bei Tieren 1 v. H. Es ist jedoch ratsam , sich den Finder)
anzusehen und bei wertvollen Gegenständen sich nicht aus!
den Buchstaben des Gesetzes zu versteifen. Der Anspruch
auf Finderlohn ist ausgeschlossen, wenn der Finder den
Fund auf Nachfrage verheimlicht. Nach Ablauf eines Jah¬
res geht das Eigentumsrecht auf den Finder über.

Ohne Lichtbildrahmen.
Vom Lichtbildrahmenzwang befreit sind auf Antrag des

Neichsamts für Arbeitsvermittlung Arbeitskräfte , die zur
Einbringung der Kartoffel - und Rübenernte hera ;-" ezogen
werden und Wochenkarten benützen. Sie müssen einen
Ausweis des zuständigen öffentlichen Arbeitsnachweises
vorzeigen. Die Reichsbahndirektionen sind ermächtigt, der¬
artigen Anträgen bis zum 30. November zu entsprechen.
Berufungen soll entgegnet werden, daß es sich um eine ein¬
malige, zeitlich beschränkte Notstandsmaßnahme handelt.

Wetter für Donnerstag und Freitag.
Der Tiefdruck im Nordwesten beherrscht noch die Wetter¬

lage in Süddeutschland, so daß für Donnerstag und Freitag
mäßig kühles, aber bewölktes und zu Niederschlägen ge¬
neigtes Wetter zu erwarten ist.

grelles Licht auf das Kuvert und den Brief , die Helmstedt
aus einem senkrecht stehenden Reisbreit vorsichtig befestigt
hatte . Die Exposition nahm nur wenige Minuten in An¬
spruch.

„So , entwickeln tue ich später. Nun müssen wir uns
eilen, es ist gleich dreiviertel sieben. Wollen Eie sich in¬
zwischen ein Auto bestellen? Frau Waitz weiß die Tele¬
phonnummer ."

Helmstedt holte einen Kasten herbei , in dem eine
Menge Sorten Siegellack lagen. Mit Sorgfalt suchte er
eine Stange aus , die genau die Farbe der abgelösten
Siegel hatte . Mit ihrer Hilfe wurden die Siegel wieder
aufgeklebt, und als nach der Skizze der Bindfaden ge¬
schnürt war , hätte kein Mensch sehen können, daß das Pa¬
ket jemals geöffnet worden wäre.

„So , Braun , nun schnell zur Bank. Seien Sie vor¬
sichtig, daß die Siegel nicht brechen. Bestellen Sie einen
Gruß an Herrn Hammer und meinen Dank. Dann kommen
Sie wieder her, denn wir müssen noch darüber reden." —

Also ein gemeiner Diebstahl, während der Herr neben¬
an ermordet lag, oder eine Unterschlagung. Das mußte
festgestellt werden. Erst wollte er die Platten entwickeln
und vergrößern.

Die Kaminuhr holte gerade zum Schlagen der achten
Stunde aus , da ließ sich Braun wieder melden. Helmstedt
zeigte ihm die wohlgelungenen Ausnahmen.

(Fortsetzung folgt.)
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Reuenbürg . 18. Ott . Am 15. Oktober waren im Bezirk
Neuenbürg 103 unterstützt« Erwerbslose und zwar 102
»männliche und 1 weibliche mit 142 Zuschlagsempfängern
vorhanden . Gegenüber dem Stand vom 1. Oktober ist eine
Abnahme von 16 Erwerbslosen zu verzeichnen.

(SCB .) Maulbronn , 21. Okt. Die Amtsversammlung
Hefahte sich ausgiebig mit Verkehrsfragen . Es wurde be¬
schlossen, die bestehenden Postautolinien Mühlacker-Sternen-
ffeld und Mühlacker-Wurmberg nach Verdingen und Wins-
jheim weiterzuführen , die neue Verbindungsstrecke Wurm-
berg-Winsheim würde eine durchgehende Linie Mühlacker-
Leonberg Herstellen. Es käme dies in gleicher Weise der
vom Würmtal -Verkehrsverband angestrebten Kraftpost zu
gut . Eine neue Linie Maulbronn -Knittlingen -Bretten Ml
eingerichtet werden . Ein Schmerzenskind besonderer Art ist
'- er unterbrochene Vahnbau Bretten -Kürnbach (die Teil¬
strecke Knittlingen -Bretten ist fast vollendet ) . Die von den
betreffenden Gemeinden verlangten Leistungen sind un¬
tragbar . Die Versammlung beschloß eine Eingabe an die
Reichsbahn wegen Fortführung dieser Arbeiten.

(SCB .) Leonberg , 18. Okt . Vom Amtsgericht wurden
acht Milchproduzenten aus Münchingen zu Geldstrafen von
-30 bis ISO Mark verurteilt , weil sie die nach Stuttgart
gesandte Milch bis zu 30 Prozent entrahmt bezw . bis zu
45 Prozent gewässert hatten.

(SLB .) Stuttgart , 21. Okt. Die sozialdemokratischeFraktion
des Landtags hat folgende Große Anfrage eingebracht : Di« von
der Reichsregierung durch ein« Herabsetzung der Gütertarife und
Postgebühren , eine Ermäßigung der Umsatzsteuer, die Ber-biM-
,gung der Kohlenpreise und eine Erleichterung der Kreditgewäh¬
rung durch die Reichsbank eingeleitete Preissenkungsaktion ist
völlig wirkungslos geblieben. Von einer Senkung der Preise für
die notwendigen Lebensmittel und Bedarfsartikel ist keine Rede,
umgekehrt sind die Preise fortgesetzt im Steigen begriffen . Die
Lebenslage der Lohn- und Gehaltsempfänger , der Klein- und
.Sozialrentner und anderer wirtschaftlich schwacher Kreise ist da¬
durch und durch die Verweigerung einer angemessenen Erhöhung
ihrer Einkünfte bis zur Unerträglichkeit erschwert. Auf der an¬
deren Seite haben die beteiligten Erwerbsstände die Profitrate
bezw. die Spanne zwischen Erzeuger - und Verbraucherpreis in
aufreizend wirkendem Maße erhöht und außerdem die ganzen
Vorteile der Dcrbilligungsmaßnahmen für sich in Anspruch ge¬
nommen, ohne daß von einein Eingreifen hiegegen etwas bekannt
geworden wäre . Welche Maßnahmen hat das Württ . Staats¬
ministerium ergriffen , um diesen verderblichen Zuständen wenig¬
stens in Württemberg wirksam zu begegnen? — Ferner hat die
sozialdemokratische Fraktion eine Große Anfrage wegen der Not¬
lage der Junglehrer gestellt.

Almosen oder Recht?
Von Prof . A. Bauser,  Nagold.

' 1. Vorsitzender des Württ . Hypothekengläubiger - und Sparer¬
schutzverbands e. V., Stuttgart , und der Arbeitsgemeinschaft der

südd. Sparerschutzverbände.
Durch die Presse sind in der letzten Zeit verschieden« Nach¬

richten gegangen, welche den Anschein erwecken konnten, als ob
im Aufwertungsausschuß in der Frage der Verzinsung der öffent¬
lichen Anleihen , speziell der Kriegsanleihen , der Vorschlag des
Reichsfinanzministers Dr . Luther angenommen worden wäre.
Das ist nicht der Fall . Vielmehr ist auch der Abgeordnete Dr.
Fleischer, der eine Verzinsung vün zunächst 0,8 Prozent oorge-
schlagen hat , beauftragt worden, seinen Vorschlag weiter auszu¬
arbeiten und auch das Reichsfinanzministerium soll sich mit die-

ssem Vorschlag befassen.
, Ganz falsch ist es, aus den bisherigen Verhandlungen im Un¬
terausschuß etwa den Schluß zu ziehen, als ob auch die Frage
der privaten Schuldverhälinisse damit abgetan sei. Die Bera¬
tungen haben sich vielmehr auf dies« Frage noch gar nicht erstreckt.

Es muß auffallen , daß in den Verhandlungen gerade die
Frage der Kriegsanleihen in den Vordergrund gerückt wurde,
während solche Staatsanleihen,  die werbenden Zwecken
dienten , und die st ädtischen Anleihen,  die fast ausschließ¬

lich der Schaffung werbender Anlagen dienten, in den Hinter-
>grund traten . Sollt « darin Absicht liegen?

Die Vorschläge des Reichsfinanzministers gehen kurz gesagt
^darauf hinaus , die Kriegsanleihen im allgemeinen zu annullie¬
ren und den Allerbedürftigsten eine unzureichende Rente zu rei¬
fen , also an Stelle des Rechtsanspruchs ein Almosen zu setzen.
'Dieser Weg ist falsch. Es ist grundoerkehrt , die Zahl der Ren-

tetnWfSntz » noch mehr zii' ivhAhen. Man müßte den umgekehr¬
ten Weg gehen: durch Anerkennung der Schuldverpflichtungen
und durch Wiederaufnahme der Zinszahlung den größten Teil
der Rentner wieder auf eigene Beine zu stellen.

Die Nichtigerklärung der Vermögensanlagen hat zahlreiche
Volksgenossen widerrechtlich ihrer Kaufkraft und Sleuerkraft be¬
raubt . Die Wiederherstellung der Vermögensanlagen allein kann
hier Wandel schaffen. Soweit es sich um Verarmung des Ge-

Die

wird im Calwer Tagblalt
stets eingehend behandelt,
wer deshalb ein Interesse
an dieser Frage hat, der
bestelle auf1. November

das CalwerTagblatt
samtvolkes handelt , so kann sie nur vom Gesamtvolk getragen
werden, nicht von den Sparern , Rentnern und Gläubigern allein.

Daß der Reichsfinanzminister sein Kind, die dritte Stener-
notverordnung , bis zum äußersten verteidigen würde, war vor-
auszusehen. Die Frag « ist nun die, ob die politischen Parteien
immer noch nicht die Einsicht gewonnen haben, daß der Weg, der
mit der dritten SteuernotverorLnung beschritten wurde , grund?
falsch war und immer noch nicht den Mut besitzen, Dr . Luther
in dieser Frage die Gefolgschaft zu kündigen.

Wohl ist zuzugeben, daß gerade bei den Kriegsanleihen die
Lösung am schwierigsten sein wird , weil die SachwMe , die aus
ihr beschafft wurden , zum größten Teil verpulvert worden sind.
Die Kriegsanleihen haben aber auch dazu gedient, die Taschen
der Kriegslieferanten zu füllen. Kann man in Deutschland nicht
den Willen und die Energie aufbringen , die Bereicherung im
Krieg und nach dem Krieg festzustellen und steuerlich aufs
schärfste zu erfassen? Wären hier nicht die Mittel zu finden, die
Kriegsanleihen im bescheidensten Maße zu verzinsen — unter
Ausschluß der Börsenspekulation ? Hat man die hohen und hei¬
ligen Zusagen vergessen, welche den Zeichnern von Kriegsan¬
leihen seinerzeit gemacht wurden ? Oder gilt das Wort heute in
Deutschland nichts mehr, sind die ethischen Werte auch null und
nichtig erklärt worden?

Allerdings hat man einen grundlegenden Fehler gemacht, der
heute schwer wieder gutzumachen ist. Man hat versäumt , recht¬
zeitig festzustellen, daß die Inflation die Schuldverpflichtungen
der Privaten und der öffentlichen Körperschaften nicht beseitigt
hat und daß nach wie vor für die Verzinsung ein Passivposten
in den Haushalt des Staates und der Privaten aufgenommen
werden muß. Man hat den fremden Sachverständigen den Anlaß
gegeben, hohe Wiedergutmachungsforderungen zu stellen, obwohl
die Kaufkraft und Steuerkvaft eines Teils des Volkes vernichtet
ist. Man hätte mit aller Energie die Pflicht zur Anerkennung
der Schulden und der Wiederaufnahme der Zinszahlung vertre¬
ten müssen, schon um Poincars zu widerlegen , der ja bekanntlich
behauptete , Deutschland habe absichtlich seine Währung vernich¬
tet — ein Glaube , der im Ausland heute allgemein ist und der
heute auch von vielen Deutschen geteilt wird.

Ein Berliner Bankier hat vor kurzem einem amerikanischen
Zeitungsmann gegenüber erklärt , Las Londoner Abkommen muffe
in einem Punkt abgeändert werden — um der deutschen Wirt¬
schaft willen : Es müsse ein Posten für Zinszahlung in den Etat
des Reiches eingesetzt weiden . — Das ist in der Tat der einzige
Weg der Abhilfe . Er muß begangen werden, und es müssen so
die bisherigen Versäumnisse wieder gutgemacht werden. Wenn
Dr . Luther ihn nicht gehen kann oder will , so muß ihn sein
Nachfolger gehen. Luthers Weg ist falsch. Der Berliner Ban¬
kier hat recht. Die Vernichtung des Sparkapitals hat dem deut¬
schen Kreditwesen den Boden unter den Füßen weggezogen, hat

die Kaufkraft weiter ^Kreise des Volkes untergraben ? und danril^
wiederum die deutsche Wirtschaft geschädigt, hat an Stelle der
Steuerkraft bei vielen das Bedürfnis nach Renten gesetzt, hat
schließlich— was außerordentlich schwer ins Gewicht fällt — das
Vertrauen , die unentbehrlichste Grundlage der Wirtschaft eines
Volkes, zerstört.

Eine Arbeiterfrau schrieb mir vor kurzem, sie werde ihre
Kinder um ihrer selbst willen zur Moral erziehen, zum Glauben
an menschliche Gerechtigkeit könne sie dieselben nicht erziehen.
Sie schrieb weiter , nachdem ihre Ersparnisse von 12000 -K ver¬
nichtet worden seien, werde sie ihre neuen Ersparnisse, die bereits
einige hundert Mark betragen , keiner Sparkaffe mehr anver-
trauen . So denken und handeln Tausende, ja Hunderttausend «.
Wie soll da die deutsch« Wirtschaft wieder auf gesunde Grund¬
lage gestellt werden können, wie soll der deutsche Staatsgedanke
erstarken können?

Einer der Sachverständigen, die im Auftrag des Vereins für
Sozialpolitik die Währungsfrage wissenschaftlichgeprüft haben,
kam zu dem Schluß, daß die Quantitätstheorie allein nicht helfen
könne, daß vielmehr Vertrauen , Recht und Gerechtigkeit unent¬
behrlich seien für die Lösung des Währungsproblems . Seine Ein¬
sicht deckt sich wie die des Berliner Bankiers mit der Einsicht, die
wir Laien schon längst gewonnen und ausgesprochen haben —
mit der wir aber häufig Achselzucken begegnet sind, weil di«
Wirtschaftler und die Gesetzgeber vergessen haben , Laß der Mensch
mehr ist als eine Ziffer in einer Bilanz oder ein Rädchen einer
Maschine.

Niemals können Auslandskredite den deutschen Kredit und
die deutsche Wirtschaft wieder aufbauen . Nur das deutsche Spar¬
kapital , beruhend auf dem Vertrauen der kleinen Sparer , kann
diese Arbeit vollbringen.

In ernster, entscheidungsschwerer Stunde , in vollem Bewußt¬
sein für die Verantwortung für das , was wir sagen, rufen wir
^»en verantwortlichen Führern des deutschen Volkes zu: Haben
Sie den Willen und den Mut zum Recht! Wo ein Wille ist, da
ist auch ein Weg ! Wer diesen Willen und diesen Mut nicht auf¬
zubringen vermag , der trete ab und überlaff« di« Führung an¬
deren, die dazu imstande sind!

Aus Geld-, Volks- u. Landwirtschaft.
Der Kurs der Reichsmark.

Berliner Briefkurse.
1 Eoldmark 1909,9 Ma.
1 Dollar 4L1 « tll.
1 holländischer Gulden 1854,1 Ma.
1 französischer Franken 219,1 Ma.
1 schweizer Franken 809,0 Ma.
voldpmrechnungssatzfür Steuern 1900,0 Ma.
Reichsindexziffer 1,23 Bi.

Die Rückkehr zur Reichsmark.
Die Rückkehr zur Reichsmark vollzieht sich mehr und

mehr. Bis zur förmlichen Umstellung des PostscheckVerkehrs
aus Reichsmark nimmt die Post schon von jetzt an Zahl¬
karten, Postüberweisungen und Postschecks an , di« auf
Reichsmark statt auf Rentemnark ausgestellt sind. Bei
Einzahlungen auf Zahlkarten werden alle Zahlungsmittel
unbeschränkt angenommen , die zu Zahlungen an Postkassen
zugelassen sind. Zu Auszahlungen des Postscheckverkehrs
mit Einschluß des Kassencheckverkehrsbei den Scheckämtern
werden außer der Rentenmark auch die sonst vorhandenen
Zahlungsmittel verwendet . Besteht ein Zahlungsempfän¬
ger auf Auszählung in Rentemnark und sind Rentenbank¬
scheine nicht vorhanden , so muffen sie beschafft werden.
Der Zahlungsempfänger muß sich aber nötigenfalls so lange
gedulden , bis die Rentenbankscheine beschafft worden sind.
Die Reichsbahn nimmt ausländische Zahlungsmittel bei
der Bezahlung der Frachten aus dem Güter - und Tier¬
verkehr nicht mehr an , weder Devisen noch Noten.

»
Märkte.

(SCB .) W-tlderstadt . 21. Ott . Auf dem Kirchweih,
markt waren 245 Stück Vieh -ugeführt . Bezahlt wurde für
Ochsen 600—700, Stiere 250—280, Jungstiere 120- 200,
Kälberkühe 500—600, Kalbinnen 420—500, Kühe in Milch
360—400, Einstellvieh 120—230 Mark, je das Stück. Aus
dem Schweinemarkt wurden für gutfleischig« Läufer 180
bis 200 Mark, Milchschwein« 1. Sorte 70—85, 2. Sorte
45—60, 3. Sorte 35— 40 Mark für das Paar bezahlt.

BeküNimchmz belr. Emchiung einer
WasserWloulW«nder Kleinen Enz

(neuer Projekt).
Der Gemeindeverband Schwarzwaldwasscroersorgung

nördliche Gruppe hat sein vor einiger Zeit eingcreichtes Ge¬
such uni Genehmigungen,: Errichtung einer Wafsirkraftan-

ftage an der kleinen Enz durch ein neuer Projekt ersetzt.
Es handelt sich um eine neue Anlage auf den Mar-

:«ungen Agenbach. Würzbach, Calmbach und Wildbad.
» ^ ".'" 'chungen gegen das Vorhaben sind binn. 14 Tagen,

!vom Erscheinen dieser Zeilungsnummer gerechnet, bei dem
>Lberamt Calw „ nzureichcn. In die Pläne und Beschrei-
vungen kann daselbst Einsicht genommen werden.

Rach Ablauf der Frist rinkommende Einwendungen
finden in dem Verfahren keine Berücksichtigung.

Calw, den 20. Oktober 1024.
_ _Oberamt : Vögel , Amtmann.
V.»

Amtsgericht Calw.
Handelsregtstereintrag vom 2V. Oktober 1S2«:

Christliches Hospiz und Erholungshau» Waldfrirdrn, Carl
Spambalg In Calw. Inhaber: Carl Epambalg, Kaufmann

Ita Lalw. Prokurist:Hans Echnauffer. Bankbeamt, tu Lalw.

Stammyeim OA. Calw.
Die WSHlerliste

für die Ortsvorsteherwahl am 16. No»
vember 1S24, umfassend den Abstimmungs¬
bezirk der Gesamtgemeinde Stammheim —
Stammheim, Waldeck, Hof Dicke— ist vom Sonntag, den
26. Oktober bi, Samstag, den 1. November 1S24 auf
dem Rathaus in Stammheim zu jedermanns Einsicht aufgelegt.

Auf den Anschlag am Rathaus in Etammheim und
beim Anwaltamt Waldeck(Anwalt Mörsch, Station Tei-
nach) wird hingewiesen.

Den 22. Oktober 1024.
Schulthekßenamt : Dürr,  A .-B.

Lorsetten,llMtenLllrlel,
kekormleldeken, Vllstevkslter,

«VLls-VIailea, Locken,
Ltrümpke

dmlUe kerloo, kal«.

Anterreichenbach.
Am nächsten Montag,  den 27. Oktoberd». Is,

findet hier M - «nd
Schweinkmorkt

statt, wozu einladet.
Den 21. Oktober 1024.

Gemeinderat.

Farbechte Satii
in vielen Farben

Paul Räuchle, am Markt, Li

Habe

süß. Rahm
zu verkaufen
P.Roihsiitz.3nselstratze.

Zu verkaufen:
schwarz.Ueberzieher

„ Tuchhose
eine Weste.

Wer,sagt dieGesch.-St ds.Bl

Einen Wurf ans Fressen gew.

,Wit « ch
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